
  
 

  

 

  
 

 

 

 

 

Mitwirkungs- und Meldepflicht 

Personen, welche Sozialhilfe beziehen, sind verpflichtet über Ihre Verhältnisse wahrheitsgetreu und 
umfassend Auskunft zu geben sowie die erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Diese Angaben müs-
sen vollständig, wahrheitsgetreu und aktuell sein. Veränderungen in Ihren persönlichen und finanziel-
len Verhältnissen müssen Sie der zuständigen Behörde umgehend melden (§ 2 Sozialhilfe- und Prä-
ventionsgesetz).  

Neue Regelungen ab 1. Oktober 2016 

Am 1. Oktober 2016 treten neue Bestimmungen in Kraft, die sich auf die Straftatbestände des Be-
trugs und des unrechtmässigen Bezugs im Bereich der Sozialhilfe auswirken. Das Schweizerische 
Strafgesetzbuch ist um das Delikt des unrechtmässigen Bezugs von Leistungen einer Sozialversi-
cherung oder der Sozialhilfe (Art. 148a StGB) erweitert worden.  

Was für Sie wichtig ist  

Die neuen Gesetzesbestimmungen führen zu einer Verschärfung der Sanktionen. Bereits kleine De-
liktsummen führen zu einem strafrechtlichen Verfahren. Es drohen Geld- und Gefängnisstrafen. Bei 
Ausländerinnen und Ausländern kann eine Verurteilung zur Ausweisung aus der Schweiz führen. 

Die Gemeinden bzw. deren Mitarbeiter müssen unter bestimmten Voraussetzungen eine Strafanzei-
ge einreichen, wenn eine Klientin oder ein Klient unwahre, unvollständige oder nicht aktuelle Anga-
ben zu seinen Verhältnissen macht.  
 

DEPARTEMENT  
GESUNDHEIT UND SOZIALES 
Kantonaler Sozialdienst 
 

Sektion Öffentliche Sozialhilfe 
 

 

28. September 2016 

INFORMATION FÜR UNTERSTÜTZTE PERSONEN GEMÄSS SOZIALHILFE- UND PRÄVENTI-
ONSGESETZ 

Unrechtmässiger Bezug von Sozialhilfeleistungen 

 


	Mitwirkungs- und Meldepflicht
	Neue Regelungen ab 1. Oktober 2016
	Was für Sie wichtig ist

